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H at A m erika d ie  „recession“ überwunden?

Nach starkem Rüdcsdilag neue Rekorde

Der Konjunkturrückgang in den 
USA w ar im Jahre 1954 viel 

milder gewesen, als es im Herbst 
1953 von den Pessimisten befürchtet 
worden war. Das erzielte Brutto­
sozialprodukt w ar mit 355 Mrd. $ 
immer noch sehr ansehnlich — die 
sechsfache Summe von 1900. In der 
gleichen Zeit h a t sich die Zahl der 
Bevölkerung verdoppelt, die Pro­
duktivität verdreifacht, die Zahl der 
Familien mit einem Einkommen von 
m indestens 4000 $ verfünffacht, der 
W ert der Lebensversicherungen 
stieg von 2 Mrd. auf 80 Mrd. | ,  der 
W ert der Schatzscheine bei Klein­
sparern auf 50 Mrd. $, und die Zahl 
der Eigenheimbesitzer erhöhte sich 
auf 25 Mill. Familien.

Nach dem Boom des Jahres 1953 
war ein Konjunkturrückgang schon 
wegen der Einsparungen in den Re­
gierungsausgaben vorauszusehen 
gewesen, da besonders die Rü­
stungsausgaben gesenkt worden 
waren. Auch hatte sich das Publi­
kum 1953 reidilidi mit W aren aller 
A rt eingedeckt; es wurden W oh­
nungseinrichtungen im W erte von 
30 Mrd. $ gekauft, ferner 8 Mill. 
Rundfunkgeräte, 7 Mill. Fernseh­
empfänger, fast 4 Mill. Kühl­
schränke, 3 ^  Mill. Waschmaschi­
nen, 1 Mill. Klimaanlagen. Die 
Lagerhaltung war auf einen W ert 
von 80 Mrd. $ angewachsen. So war 
eine kleine Atempause in der stür­
mischen Aufwärtsbewegung unaus­
bleiblich geworden. Sie dauerte bis 
zum H erbst 1954 und führte zu 
einem Absinken der Stahlerzeu­
gung bis auf 68 “/o der Stahlkapazi­
tät. Seitdem jedoch ist eine kräftige 
Erholung festzustellen, zum Teil 
mit neuen Rekordleistungen. Vom 
Tiefpunkt des Jahres 1954 bis zutri 
März 1955 stieg die Kraftfahrzeug­
produktion erneut um 202 Vo, die 
Produktion von Fernsehempfängern 
um 127 Vo, von Stahl um 28 Vo, von 
Gummireifen um 37 Vo; die Auf­
tragseingänge der Industrie erhöh­
ten sich um 23 ®/o, die Einzelhandels­
umsätze um 9,6 Vo — und all dies 
ohne Inflationsdrohung.

Die Ankurbelung der Konjunktur 
ging vor allem von der Kraftfahr­
zeugindustrie aus. In den USA wird 
der Besitz eines m odernen Autos 
keineswegs nur durch dessen Nutz­
wert bestimmt, sondern gilt als 
Zeichen der guten Lebenshaltung 
und des gesellschaftlichen Rangs. 
Mehr als alle anderen W irtsdiafts­
zweige ist die Kraftfahrzeugindu­
strie gezwungen, durch alljährlich 
neu herausgebrachte Modelle alle 
früheren Typen als unmodern und 
veraltet ersdieinen zu lassen und 
so durch eine gutgelenkte künst­
liche Überalterung (controlled ob- 
solescence) ihre Produktion auf 
immer neue Rekordziffern hinauf­
zuschrauben.

Im V orjahr hatten die Autofabri­
ken ihre neuen M odelle schon im 
Oktober, um 3 M onate früher als 
sonst, mit einem ungeheuren W er­
beaufwand herausgebracht. Trotz­
dem w ar die Lage der A utohändler 
noch Anfang Februar 1955 nicht 
sehr günstig. Sie beklagten sich 
über ein Absinken der Gewinn­
spanne, eine „profitless prosperity“. 
Der Reingewinn w ar seit 1949 von 
5,8 Vo auf 1,7 V» und w eiter bis 
Jahresende 1954 auf 0,6 Vo vom 
Umsatz gesunken. Im V orjahr w ur­
den 5,3 Mill. Kraftwagen verkauft 
und damit ein Umsatz von 30 Mrd. $ 
(18 Vo der Einzelhandelsumsätze) er­
zielt, aber 20 Vo der H ändler ar­
beiteten mit Verlust.

Da die Zahl der unverkauften 
Autos am Jahresanfang 1955 481000 
betrug, mußte der Absatz durch 
sehr großzügige Kreditgewährung 
forciert werden. S tatt der normalen 
Bedingung von ein Drittel Anzah­
lung und Abzahlung in zwei Jahren 
wurde als Anzahlung oft der alte 
W agen plus 100 $ akzeptiert, und 
die Abzahlungen konnten sich mit 
40 $ monatlich über 42 M onate er­
strecken. Inzwischen hat sich die 
Lage sehr gebessert. Die A utopro­
duktion dürfte im ersten Halbjahr 
1955 die Ziffer von 4 Mill. erreichen. 
Ford erzeugt täglich bis zu 10 000 
W agen. Umsatzmäßig erleben die

A utohändler ein Rekordjahr, aber 
die Verdienstspanne ist nach wie 
vor gering.

Besonders beachtlich ist auch die 
Hochkonjunktur im W ohnungsbau, 
vor allem im Bau von Eigenheimen. 
Hier ging der Antrieb von groß­
zügigen K reditgarantien der Regie­
rung auf dem W eg über die Fe­
deral Housing Agency und über das 
Amt für Kriegsteilnehmer aus. 
Diese G arantien erscheinen nicht 
als Verbindlichkeit der Regierung 
im Staatshaushalt, ermöglichen aber 
die Kreditgewährung durdi Banken. 
Auf diese W eise garantierte die 
Regierung Kredite in Höhe von 
22 Mrd. $ für die Federal Housing 
Agency sowie 9,6 Mrd. $ für das 
Amt für Kriegsteilnehmer; darüber 
hinaus hat aber die Regierung auf 
anderen Gebieten (einschließlidi 
Farmhypotheken) noch Garantien 
für 172 Mrd. $ übernommen und 
hat bisher für wertlos gewordene 
H ypotheken 33 Mill. $ bezahlen 
müssen, eine red it geringe V erlust­
quote. A llerdings werden 60 Vo der 
Eigenheime ohne Regierungsgaran­
tien gebaut.

In den fünf M onaten vor dem 
Februar 1955 wurde mit dem Bau 
von mehr als 500 000 H äusern be­
gonnen, der W ert der Hypotheken 
stieg auf 75 Mrd. |  und dürfte sich 
bis Ende des Jahres um w eitere 9 
Mrd. $ erhöhen.Die Tatsache, daß 
Kredite so leicht erhältlich sind und 
daß der W ohnungsbau den Bedarf 
übersteigt, erregt vielfach große Be­
denken für den Fall eines erneuten 
Konjunkturrückgangs. Nüchterne 
Zahlen beweisen, daß 1954 rund 1,2 
Mill. W ohnungen begonnen und nur 
619 000 Heime gegründet wurden. 
Von 1000 W ohnungen standen 1953 
n id it weniger als 31 leer, 1954 so­
gar 41. Die M ieterhöhungen, die 
den Bau von Eigenheimen anreg­
ten, haben aufgehört, und in ein­
zelnen Staaten stehen rund ein V ier­
tel der W ohnungen leer. Die Haus­
preise fielen 1954 um 10 bis 15 Vo. 
1955 werden für Jungverheiratete 
und als Ersatzbauten 1 Million 
W ohnungen benötigt, es dürften 
aber 1,4 Mill. gebaut werden. Die

376 1955/V II



Verschuldung steigt rascher als das 
Bruttosozialprodukt. Sie erreichte 
1955 die folgenden Ziffern (Werte 
für 1950 in Klammern): Bei der Re­
gierung 230 Mrd. $ (218,6-Mrd.), bei 
S taaten und Gemeinden 33,3 (18,1), 
bei Unternehm ern und Farmern 
233,6 (152,7), bei Privaten 110,6 
(58,7), von diesen für Hypotheken 
71, für Ratenkäufe und „Anschrei­
ben" 30, für sonstige Verschuldung 
9 Mrd. $. Das starke Anwachsen 
der Verschuldung seit 1950 zeigt, 
daß die K onjunktur durch Vorweg­
nahm e künftiger Kaufkraft reich­
lich vorbelastet wurde.

Die w eiteren Konjunkturaussich­
ten sind ungewiß und recht umstrit­
ten. Allgemein wird eine Abschwä­
chung für die zweite Hälfte des 
Jah res erw artet, besonders in der 
Kraftfahrzeugproduktion, wo man 
sich über die Folgen des Anfang 
Jun i bei Ford geschlossenen Ab­
kommens über ein garantiertes 
Jahreseinkom m en für die Beleg­
schaft noch nicht im klaren ist. Für 
die kleineren W erke wie Chrysler,

Packard und Kaiser, deren Tarif­
verträge im August ablaufen, wird 
ein Abkommen in solchem Ausmaß 
kaum tragbar sein. Es w ird befürch­
tet, daß die A utofabriken zur Aus­
füllung eines K onjunkturtiefs die 
H erstellung von Teilen selbst über­
nehmen w erden und dadurch viele 
Zulieferfabriken zum Schließen 
zwingen. Auch ist zu erwarten, daß 
viele kleinere Firmen zur Ermög­
lichung von Rationalisierungsmaß­
nahmen zur Fusion gezwungen 
werden, so daß die Konzentration 
zunimmt. Auch sonst sind in vielen 
Branchen, abgestuft nach ihrer Lei­
stungsfähigkeit, Forderungen nach 
einem garantierten Jahreseinkom ­
men zu erwarten. Die Unternehmer 
werden also bem üht sein, die seit 
Jahrzehnten ohnedies geringer ge­
wordenen Saisonschwankungen 
noch mehr auszugleichen. Der ein­
zige dunkle Punkt ist immer noch 
die Zahl der Arbeitslosen, die im 
Durchschnitt des ersten Quartals
3,4 Millionen und im Mai noch fast 
3 Millionen betrug. (Be.)

Ursache der Nadifragesdirumpfung ist noch nidit beseitigt!
A ls  vor nunmehr bald zwei Jahren 
die ersten Anzeichen eines begin­
nenden Konjunkturrückganges in 
den USA sichtbar wurden, tauchte 
allenthalben die bange Frage auf, 
ob sidi damit die seit langem be­
fürchtete Nachkriegskrise anbahne 
oder ob es sich um eine der weniger 
tiefgreifenden Konjunkturabschwä­
chungen handeln würde, die in fast 
regelmäßigem Turnus als Folge 
einer Ä nderung in der Vorratshal­
tung eintreten. W ürde die amerika­
nische Regierung unter allen Um­
ständen bereit sein, durch den 
Einsatz entsprechender konjunktur­
politischer Maßnahmen eine Krise 
zu vermeiden, und w ürde sie in 
jedem  Augenblick die Entwicklung 
in die erstrebte Bahn lenken 
können?

Seitdem der Rückbildungsprozeß 
im H erbst des vergangenen Jahres 
sein Ende gefunden und in der 
Folgezeit einer zunehmenden Er­
holung Platz gemacht hat, haben 
sich alle Befürchtungen einer welt­
w eiten Krise als übertrieben und 
gegenstandslos erwiesen. Ebenso­
wenig hat die Entwicklung aber 
jenen  Recht gegeben, die meinten,

daß das Nachlassen der wirtschaft­
lichen A ktivität in den USA ohne 
negative Rückwirkungen auf die 
übrige W elt bleiben würde. Daß die 
W eltwirtschaft insgesamt nicht stär­
ker von der amerikanischen „reces­
sion" berührt wurde, ist weniger 
eine Folge der Milde des am erika­
nischen Rückschlags als vielmehr 
eine Folge des außerordentlich star­
ken Aufschwungs in W esteuropa.

Es ist noch verfrüht, bereits ein 
endgültiges Urteil über die Aus­
wirkungen des jüngsten Konjunk­
turrückganges in den USA zu fällen, 
da trotz der bisherigen Erholung 
der eigentliche Kern des Übels, 
nämlich die Ursache der Nachfrage­
schrumpfung, noch keineswegs be­
seitigt ist.

Eine große Zahl von W irtschafts­
praktikern und -theoretikem  ist 
zwar nach wie vor der Meinung, 
daß man es bei dem letzten Kon­
junkturrückgang nur mit einem der 
üblichen Lagerzyklen zu tun gehabt 
habe, die als Folge eines M ißver­
hältnisses zwischen Produktion und 
Lagerhaltung auftreten. Da mit die­
ser Entwicklung eine Erlahmung 
der übrigen Auftriebskräfte ver-

bunden sei, müsse sich der Auf­
schwung fortsetzen, sobald die 
Lagervorräte wieder im normalen 
V erhältnis zur Produktion stünden.

Nun hat aber gerade die Ent­
wicklung der letzten M onate ge­
zeigt, daß der Lagerabbau zwar sein 
Ende gefunden hat, die etwa gleich­
zeitig begonnene Schrumpfung der 
Unternehmernachfrage nach neuen 
A nlageinvestitionen jedoch w eiter 
anhält. Es spricht weniges dafür, 
daß sie schon in nächster Zeit w ie­
der merklich zunehmen wird, da 
gegenwärtig in den meisten Indu­
striezweigen erhebliche Kapazitäts­
reserven vorhanden sind und der 
Bedarf an Rationalisierungs- und 
M odernisierungsinvestitionen bei 
dem meist geringen A lter der vor­
handenen Anlagen relativ  gering 
ist. Solange die vorhandene Kauf­
kraft nicht einmal ausreicht, um 
eine volle Ausnutzung der be­
stehenden Kapazitäten zu ermög­
lichen, w ird der Anreiz zur Durch­
führung zusätzlicher Investitionen 
jedoch stets sehr gering bleiben.

Auch die ebenfalls seit Beginn 
des Lagerabbaus zu beobachtende 
Nachfrageschrumpfung des Staates 
hat sich bis zum Jahresende fort­
gesetzt. Da die gegenwärtige Re­
gierung sobald wie irgend möglich 
den Ausgleich des Staatshaushaltes 
zu erreichen bestrebt ist, wird man 
auch von dieser Seite in der nädi- 
sten Zeit eher mit einer weiteren 
Ausgabenbeschränkung deim mit 
einer Erhöhung rechnen können.

Unter diesen Umständen, kann 
ein erneutes W achsen des volks­
wirtschaftlichen Kreislaufs nur 
durch eine Zunahme des Privaten: 
Verbrauchs, der Bauinvestitionen 
oder der Auslandsnachfrage herbei­
geführt werden. In Erkenntnis die­
ses Sachverhalts w ar die konjunk­
turpolitische A ktivität der Regie­
rung von Anfang an auf eine 
Förderung der von dieser Seite 
ausgehenden Nachfrage bedacht. 
Der Private Verbrauch erhielt durdi 
Steuererm äßigungen, die mit Be­
ginn des Jahres 1954 in Kraft traten, 
eine zusätzliche Anregung, die bis 
zum ersten Q uartal dieses Jahres 
zu einer Steigerung des gesamten 
Privaten Verbrauchs um rund 3*/o 
gegenüber dem V orjahr führte. Die 
Bautätigkeit — und zwar speziell 
die W ohnungsbautätigkeit — hat
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in der gleichen Zeit dank der all­
gemeinen Senkung des Zinsniveaus 
und der erleichterten An- und Ab­
zahlungsbedingungen im Rahmen 
des Federal Housing Act und des 
Veterans Act um rund 18“/o zuge­
nommen. Seit Herbst des vergange­
nen Jahres w ar der von dieser 
Seite ausgehende Nadifragezuwadis 
erstmals groß genug, um den an 
anderer Stelle entstehenden Nach­
frageverlust überzukompensieren. 
Seitdem ist das Bruttosozialprodukt 
auch wieder leicht gestiegen und 
hat im 1. Q uartal 1955 den Stand 
vom Frühjahr 1953 wieder erreicht.

Man wird in der weiteren Zeit 
jedoch kaum mit einer gleich großen 
Zuwachsrate des Privaten Ver­

brauchs rechnen dürfen, es sei denn, 
daß sich der Staat zu w eiteren 
Steuererm äßigungen entschlösse 
oder daß eine grundlegende Ände­
rung der Sparneigung der Kon­
sumenten einträte. Ebensowenig 
ist mit einem Anhalten der bis­
herigen Zuwachsrate der W oh­
nungsbauinvestitionen zu rechnen, 
da die seit einiger Zeit zu beobach­
tende Angebotsverknappung bereits 
zu Zinssteigerungen geführt hat, 
während es auf der anderen Seite 
in einzelnen Fällen wegen des re­
lativ  großen Angebots auf dem 
W ohnungsm arkt schon zu M iet­
preissenkungen gekommen ist.

Durch die verschiedenen kon­
junkturpolitischen Eingriffe des

Staates auf dem Gebiet des Finanz- 
und Kreditwesens ist es bisher 
wohl gelungen, eine stärkere 
Schrumpfung der gesamten Nach­
frage zu verhindern und eine be­
grenzte Erholung herbeizuführen. 
Es deutet gegenwärtig jedoch noch 
nichts darauf hin, daß die am erika­
nische W irtschaft in eine neue Auf­
schwungsphase eingetreten ist. Man 
hat vielm ehr den Eindruck, als sei 
durch das aktive Eingreifen des 
Staates die Abschwungsphase ver­
kürzt, ein Teil der den nächsten 
Aufschwung tragenden Kräfte da­
durch aber auch vor der Zeit ver­
braucht, so daß das W ellental, das 
dem W ellenberg folgt, gleichzeitig 
flacher und länger geworden ist. (Ru)

Dr. W alther E. Schm itt, S tu ttgart:

Die Saarwirtschaft und der Artikel XI des Saarstatuts

W enn die Bundesregierung daran geht — was nicht 
vor dem A m tsantritt des Saarkommissars und der 

Abstimmung der Saarbevölkerung über das Statut der 
Fall sein dürfte —, der im Art. XI dieses Statuts nieder­
gelegten Bestimmung, nämlich „der saarländischen 
W irtschaft Entwicklungsmöglichkeiten im weitesten 
Umfang zu geben", durch die hierzu notwendigen 
D reierverhandlungen Leben zu verleihen, dann wird 
man sich zuvor über eine Tatsache klar werden müs­
sen: daß nämlich der Begriff einer „Saarländischen 
W irtschaft", insofern man darunter ein irgendwie ein­
heitliches Gebilde verstehen wollte, in W ahrheit eine 
Fiktion ist.
Dazu braucht man sich nur die Entstehung des „Saar­
landes" auf Grund der bekannten machtpolitischen Ent­
scheidungen zu vergegenwärtigen. Tatsächlich wurde 
das, was heute „saarländische Wirtschaft" genannt 
wird, aus dem ursprünglichen gesamtdeutschen W irt­
schaftskörper durchaus unorganisch herausgeschnitten. 
Der einzig gültige Gesichtspunkt war die Absicht, die 
Kohle- und Stahlwirtschaft dieses Raumes nicht mehr 
innerhalb der deutschen Staatsgrenzen zu belassen. 
Allerdings konnte man hierfür auch offensichtlich lo­
gische wirtschaftliche Gründe anführen, so vor allem 
die einstige gemeinsame industrielle Entwicklung der 
Saar und Lothringens innerhalb des Deutschen Reiches 
vor dem ersten W eltkrieg. Gerade die französische 
W irtschaftsplanung der letzten Jahre bewies jedoch, 
daß für sie dieser frühere Zusammenhang nur noch am 
Rande Interesse besitzt.
Für die W irtschaft dieses Gebiets konnte es allerdings 
zunächst durchaus nebensächlich sein, welchen Einflüs­
sen sie ihre neue Situation „zwischen den Grenzen" zu 
verdanken hatte. Für sie galt es lediglich, sich auch in 
den neuen V erhältnissen einzurichten und nach besten 
Kräften durchzusetzen. Daher kann man aber heute am 
strukturellen Bild der „Saarwirtschaft" deutlich die 
verschiedenen Etappen und Einflüsse ablesen, die auf 
die Saar im Laufe der letzten Jahre vom Politischen her 
einwirkten: mag es sich um die Praxis des französischen 
W irtschaftsprotektionismus, um die Gründung der

M ontanunion oder in jüngster Zeit nun auch um die 
Intensivierung des deutsch-französischen W irtschafts­
verhältnisses handeln.
Die verschiedenen wirtschaftlichen Möglichkeiten, die 
von diesen Einflüssen ausgingen, w aren jeweils für ver­
schiedene Zweige der „Saarwirtschaft" von durchaus 
unterschiedlicher Bedeutung, und ihre Dispositionen 
w aren entsprechend. Das Ergebnis ist, daß auch heute 
gegenüber der weiteren Zukunft im Zeichen des Saar­
statuts von der saarländischen W irtschaft die verschie­
densten Wünsche, Erwartungen und W iderstände gel­
tend gemacht werden. Um ihre Bedeutung im Einzelfall 
richtig einschätzen zu können, seien daher die Inter­
essengruppen innerhalb der Saarwirtschaft kurz Um­
rissen:
A ls e rs te s  is t die ü b e rra g en d e  B edeutung d er M ontanun ion  
zu e rw äh n en : Rund ein  D ritte l der A rb e itn eh m er im S aar­
g eb ie t is t  durch die G ründung  d ieser Union in gew issem  
Sinne b e re its  aus der „S aarw irtschaft" au sg eg lied ert und  
steh t, w en ig s ten s w as das A ußenhande lssystem  an lang t, im 
g rößeren  Z usam m enhang des .G em einsam en  M ark tes" .
A ls zw eite  G ruppe lassen  sich die In d u strien  zusam m en­
fassen , die v o rw iegend  ex p o rto rien tie r t sind u n d  zu denen— 
n eb en  d er H ü tten in d u strie  —  die w e ite rv e ra rb e iten d e  Indu­
strie  d e r  e rs te n  und  zw eiten  Stufe sow ie die keram ische, 
die chem ische u n d  die G las industrie  gehören .
Eine e igene  w irtschaftspolitische H altu n g  n im m t sodann  der 
H andel e in , d e r som it a ls  d ritte  w ichtige In te ressen g ru p p e  
bezeichnet w erden  kann.
Und schließlich sind  noch H andw erk  u n d  L andw irtschaft als 
se lbständ ige  F ak to ren  zu beachten , u n d  zw ar insofern , a ls 
das H andw erk  hinsichtlich se iner w irtschaftlichen In te ressen  
vo rw ieg en d  o rtsgebunden  ist, w äh ren d  die L andw irtschaft 
im  S aarg eb ie t eine unverh ä ltn ism äß ig  u n te rg eo rd n e te  R olle 
spielt.
Zahlenm äßig  U m rissen  fü h rt d iese  A ufg liederung  nach b e ­
so nderen  w irtsd iaftspo litischen  In te resse n g ru p p en  innerh a lb  
d er Saarw irtschaft zu fo lgenden  V erh ä ltn issen : R und 105 000 
M enschen o d e r  rund  ein  D ritte l a lle r  B eschäftigten sind  u n ­
m itte lb a r  m it d er M on tanunion  v erbunden . E tw a 42 000 sind  
—  neben  d er H ü tten in d u strie  —  in  v o rw iegend  e x p o rt­
o r ie n tie rte n  In d u strien  tä tig ; 59 000 a rb e iten  im H andw erk  
(h iervon  rund  29 000 im  B auhandw erk ); u n d  etw as ü b e r 
30 000 sind dm H andel u n d  B ankw esen  tä tig . Je d e  d iese r 
G ruppen  nim m t zu d er S tatu tsbestim m ung, die d er S aar „w irt­
schaftliche Entw icklungsm öglichkeiten im w e ites ten  Umfang" 
zusichert, e in e  a n d e re  H altung  ein.
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